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Judith Pühringer
Grüne

APA / GEORG HOCHMUTH

„Es ist glasklar:
Für dieses

Gedankengut kann es
im Wiener Rathaus

keinen Platz geben.“

Thomas Weber
Neos

NEOS

„Leo Lugner
muss sofort

zurücktreten –
nicht irgendwann,

sondern jetzt.“

Josef Taucher
SPÖ

APA / ROLAND SCHLAGER

„Es braucht eine
schärfere Formulierung

des Bundesgesetzes
für Mandatare bei

Wiederbetätigung.“

FPÖ-Generalsekretär Mi-
chael Schnedlitz am Haupt-
platz von Wiener Neustadt
offiziell herzlich willkom-
men geheißen.

NS-Rassenlehre
Im Zuge der Recherchen
wurde auch aufgedeckt,
dass bei einer intern „RFJ-
Untersuchung“ genannten
Prozedur der Schädel ver-
messen worden sei – samt
Verweis auf den „Arierkno-

Michael Ludwig
SPÖ

CHRISTIAN JOBST

„Es braucht klare und
unmissverständliche

Haltung gegen
jede Form von

Rechtsextremismus.“

Von Agnes Preusser
und Josef Kleinrath
Er ist ein rechter Provokateur,
trägt einen bekanntenNamen
und ist nie darum verlegen,
für Aufmerksamkeit zu sor-
gen. Wie am Mittwoch be-
kannt wurde, reichen die Ak-
tivitäten des Wiener FPÖ-
Politikers Leo Lugner aber
über reine Provokation weit
hinaus.

Laut Recherchen des
Standard soll er als Beschul-
digter in einem Ermittlungs-
verfahren wegen NS-Wieder-
betätigung geführt werden.
Die Staatsanwaltschaft Wien
bestätigt das gegenüber dem
KURIER. Die Ermittlungen –
inklusive Hausdurchsuchung
– hätten demnach 2022 be-
gonnen. Damals war Lugner
noch kein Abgeordneter, was
insofern wichtig ist, weil das
Verfahren deswegen nicht
von Lugners jetziger Immuni-
tät beeinträchtigworden ist.

Konkret soll es um Chats
gehen, die den Tatbestand
der Wiederbetätigung erfül-
len sollen. Was genau in den
Chats kommuniziert wurde,
gab die Staatsanwaltschaft
auf Anfrage nicht bekannt.
Bestätigt wird, dass Lugner
ein Diversionsangebot be-
kommen habe, um einer An-
klage zu entgehen.

Lugner müsse jedenfalls
die Pauschalkosten des Ver-
fahrens tragen, und das Di-
versionsangebot sieht in sei-
nem Fall keine Geldbuße,
sondern „gemeinnützige Leis-
tungen“ vor.

Rechtsmittel eingelegt
Dass das Verfahren vier Jahre
gedauert hat, sei auf die zahl-
reichen Rechtsmittel zurück-
zuführen, die Lugner da-
gegen eingelegt hat. Sowohl
gegen die Hausdurchsuchung
als auch gegen die Beschlag-
nahme von Handy und
Datenträgern hat Lugner be-
rufen. Ebenso habe er verhin-
dern wollen, dass beschlag-
nahmte Datenträger ausge-
lesen werden. Alles ohne Er-
folg, wie die Staatsanwalt-

Chats bringen Leo Lugner unter Druck
Politik. Das stadtbekannte Enfant terrible der Wiener FPÖ dürfte zu weit gegangen sein. Die Staatsanwaltschaft
ermittelte gegen ihn wegen NS-Wiederbetätigung– etwa wegen Nachrichten über die Leibspeise Adolf Hitlers.

schaft erklärt – darum konnte
nach langer Verfahrensdauer
jetzt das Diversionsangebot
gestellt werden

Lugner war für den KU-
RIER bisher noch nicht er-
reichbar, er meldete sich al-
lerdings auf der Social-Me-
dia-Plattform X zu Wort: „Vor
neun Jahren habe ich in
einem privaten Chat unüber-
legte Aussagen gemacht – et-
wa die Anspielung auf Eier-
nockerl am 20. April (die An-
spielung auf die vermeintliche
Lieblingsspeise Adolf Hitlers an

dessen Geburtstag gilt als
rechtsextremer Code, Anm.).
Solche Äußerungen würde
ich heute keinesfalls wieder-
holen. Sie hätten niemals fal-
len dürfen, auch nicht im pri-
vaten Rahmen eines Chats.“

Weiters kündigte Lugner
an, die 160 Stunden gemein-
nützige Arbeit verlässlich leis-
ten zu werden. „Mir ist es
wichtig, zu betonen: Ich ver-
urteile die Ideologie des Na-
tionalsozialismus sowie die
Verbrechen des NS-Regimes
aufs Schärfste“, so der FPÖ-

Politiker. Die Wiener FPÖ
kommentierte den Fall bisher
nicht.

Harsche Kritik
Zur rechtlichen Einordnung:
Österreichische Gerichte fäl-
len immer wieder Schuld-
sprüche zu Eiernockerl-Pos-
tings – ein burgenländischer
Polizist etwa wurde zu zehn
Monaten bedingter Haft und
einer Geldstrafe von 6.300
Euro verurteilt.

Harsche Kritik kommt
vom politischen Mitbewerb.

Alle verweisen auf die zuletzt
medial kolportierten engen
Verbindungen zwischen der
Freiheitlichen Jugend und
den Identitären (siehe unten).

Wiens Bürgermeister Mi-
chael Ludwig (SPÖ) zeigte
sich in einer Aussendung be-
sorgt. „Nationalsozialisti-
sches Gedankengut, Antise-
mitismus, Rassismus und
Menschenfeindlichkeit haben
in unserer demokratischen
Gesellschaft keinen Platz. Die
bekannt gewordenen Vor-
würfe sind schwerwiegend
und müssen vollständig auf-
geklärt werden. Gerade in
Zeiten, in denen Hass und
Hetze zunehmen, braucht es
eine klare und unmissver-
ständliche Haltung gegen je-
de Form des Rechtsextremis-
mus.“

Unterstützt wird Ludwig
dabei auch von Landespartei-
sekretär Jörg Neumayer und
Klubobmann Josef Taucher.
„Wer Hass und rechtsextre-
mes Gedankengut verharm-
lost oder die notwendige Ab-
grenzung verweigert, trägt
dazu bei, dass sich die Gren-
zen des Sagbaren immer wei-
ter verschieben. Von einer de-
mokratischen Partei muss
man hier eine klare Haltung
erwarten können“, sagt Neu-
mayer.

Rücktritt gefordert
Die Wiener Grünen brachten
als erste Rücktrittsaufforde-
rungen ins Spiel. „Es ist glas-
klar: Für dieses Gedankengut
kann es im Rathaus keinen
Platz geben“, so Wiens Partei-
chefin Judith Pühringer. „Leo
Lugner muss auf der Stelle
zurücktreten.“

Auch die Neos sprechen
sich für einen Rücktritt aus,
zudemwill man die FPÖ-Füh-
rung in die Pflicht nehmen:
„Aussitzen ist keine Option:
Wer ein Mandat innehat,
muss diesen Vorwürfen Taten
folgen lassen. Ich erwarte von
der FPÖ Wien eine klare Dis-
tanzierung und von Leo Lug-
ner den Rücktritt von seinem
Mandat“, sagt Gemeinderat
ThomasWeber.

Identitäre Enthüllungen.
Dass die Ermittlungen gegen
Leo Lugner wegen Wieder-
betätigung bekannt gewor-
den sind, ist auch das Ergeb-
nis einer großen Recherche
des Standard. Darin wurden
Verbindungen zwischen der
Identitären Bewegung, der
„Aktion 451“ und dem Ring
Freiheitlicher Jugendlicher
offengelegt. Anhand von ge-
heimen internen Dokumen-
ten wie Transkripten von
Vorträgen, Chatverläufen,
Fotos und Videos sei beleg-
bar, wie nahe diese Verbin-
dung tatsächlich ist. Die Re-
cherchen legen nahe, dass

Die FPÖ und ihre Nähe zu
den rechtsextremen Identitären

der universitäre Ableger
„Aktion 451“ nicht nur zur
Schulung junger Rechtsex-
tremer gedient habe, son-
dern aus dessen Umfeld Per-
sonen für Jobs im Umfeld
der FPÖ und im Parlament
rekrutiert wurden.

Die FPÖ hatte sich von
den Identitären – die von
Martin Sellner gegründet
wurden – offiziell distan-
ziert, in den Anfängen wur-
den diese aber vom jetzigen

chen“, der eben aus der NS-
Rassenlehre abgeleitet wird.

Die Identitäre Bewegung
steht unter Beobachtung des
Verfassungsschutzes, in den
Berichten sind immer wie-
der auch die Namen von
Funktionären der Freiheitli-
chen Jugend aufgetaucht,
direkt neben Mitgliedern
rechtsextremer deutschna-
tionaler Burschenschaften,
die gemeinsam in der „Ak-
tion 451“ aktiv gewesen sei-

en. Schon zuvor legten Re-
cherchen von Standard und
ORF-„Report“ offen, dass
zahlreiche FPÖ-Parlaments-
mitarbeiter in den Beobach-
tungen des Verfassungs-
schutzes aufgetaucht sind.
Etwa jener Mann, der be-
schuldigt wird, im Juni in
Leoben an einem brutalen
Angriff auf einen Taxilenker
beteiligt gewesen zu sein,
und dann seinen Job im Par-
lament verlor. Ein Insider
hat gegenüber dem Stan-
dard gesagt: „Die extreme
Rechtewird in der FPÖnicht
nur geduldet, sondern aktiv
gefördert.“ J. Kleinrath

Lugner meldete
sich zu Wort:
„Unüberlegte
Aussagen, die
niemals hätten
fallen dürfen.“

Simone Lugner. Die Witwe von Richard Lugner hat dessen
Auto kaputt gefahren und muss dafür jetzt 5.000 Euro zahlen. Seite 11

Wien.
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NEU!
Die komplette

Ostregion in

einem Buch.


